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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der 

Oö. Heilvorkommen- und Kurortegesetz-Novelle 2020 

 

 

Gesetz über natürliche Heilvorkommen und Kurorte  

(Oö. Heilvorkommen- und Kurortegesetz - Oö. HKG) 

 

 

§ 11 

Kuranstalten; Betriebsbewilligung; Sperre 

(1) Der Betrieb einer Kuranstalt bedarf einer Bewilligung der Behörde. Die Bewilligung ist 

zu erteilen, wenn die nach Abs. 2 erforderlichen Voraussetzungen gegeben sind. Im 

Bewilligungsbescheid sind die nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft und 

nach den Erfordernissen eines einwandfreien Kurbetriebs notwendigen Bedingungen und 

Auflagen vorzuschreiben. 

(2) Eine Bewilligung zum Betrieb einer Kuranstalt darf nur erteilt werden, wenn 

 1. ein Heilvorkommen vorhanden ist, für das eine Anerkennung gemäß § 2 Abs. 1 erteilt 

oder für das der nach § 9 Abs. 1 erforderliche Nachweis erbracht wurde, 

 2. das Eigentumsrecht oder sonstige Nutzungsrechte der Antragstellerin oder des 

Antragstellers an der für eine Kuranstalt vorgesehenen Betriebsanlage nachgewiesen 

sind, 

 3. die in Betracht kommenden Gebäude und Räumlichkeiten den Erfordernissen für die 

Unterbringung einer Kuranstalt entsprechen, 

 4. die hygienisch und technisch einwandfreie Gewinnung, Abfüllung, Verbringung und 

Aufbereitung des Heilvorkommens nachgewiesen wird, 

 5. die für den unmittelbaren Betrieb der Kuranstalt erforderlichen medizinischen Apparate 

und technischen Einrichtungen in zweckdienlicher, den wissenschaftlichen 

Erkenntnissen entsprechender Art vorhanden sind und die Betriebsanlagen sowie alle 

medizinischen Apparate und technischen Einrichtungen den Sicherheitsvorschriften 

entsprechen, 

 6. die Aufsicht über den Betrieb durch eine Ärztin oder einen Arzt, die oder der in 

Österreich zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes berechtigt ist und 

Kenntnisse auf dem Gebiet der Balneologie und Kurortemedizin besitzt, gewährleistet 

ist, und auch die sonstige personelle Ausstattung gesichert ist, 

 7. die Antragstellerin oder der Antragsteller oder die gesetzliche Vertreterin bzw. der 

gesetzliche Vertreter von juristischen Personen volljährig ist und die 

Entscheidungsfähigkeit und Verlässlichkeit im Hinblick auf die Führung einer Kuranstalt 

besitzt. Als nicht verlässlich sind insbesondere Personen anzusehen, die nach den 

gewerberechtlichen Vorschriften von der Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen 

sind, 

 7. die Antragstellerin oder der Antragsteller oder, falls es sich um eine juristische Person 

handelt, die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter eigenberechtigt ist, 

die Verlässlichkeit im Hinblick auf die Führung einer Kuranstalt besitzt und 
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insbesondere nicht von der Ausübung eines Gewerbes gemäß § 13 

Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 

BGBl. I Nr. 111/2002, ausgeschlossen ist, 

 8. allenfalls angebotene Zusatztherapien den Voraussetzungen des § 1 Abs. 8 bis 10 

entsprechen und 

 9. gegen die vorgesehene Kuranstaltsordnung (§ 13) keine Bedenken bestehen. 

(3) Dem Antrag auf Erteilung einer Betriebsbewilligung sind die zur Beurteilung des 

Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 2 erforderlichen Unterlagen anzuschließen, 

insbesondere 

 1. die Planunterlagen, wie Lagepläne, Baupläne, Baubeschreibungen, 

 2. ein Verzeichnis der Betriebsräume, getrennt nach ihrem Verwendungszweck, aus dem 

die Größe der Bodenfläche und des Luftraums dieser Räume und bei Schlafräumen die 

Bettenzahl ersichtlich ist, 

 3. Pläne und Beschreibungen der medizinischen Apparate und technischen 

Einrichtungen. 

(4) Wesentliche räumliche Änderungen der Kuranstalt sowie wesentliche Änderungen im 

Leistungsangebot, insbesondere Zusatztherapien, bedürfen der Bewilligung der Behörde. Die 

Bestimmungen über die Erteilung der Betriebsbewilligung sind sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Sperre einer Kuranstalt ist von der Behörde anzuordnen, wenn 

 1. die Kuranstalt ohne Bewilligung betrieben wird oder 

 2. Voraussetzungen für die Erteilung der Bewilligung nicht erfüllt sind und aus diesem 

Grund ein gesicherter Betrieb der Kuranstalt nicht gewährleistet ist. 

Der Anordnung der Sperre nach Z 2 hat ihre Androhung unter Festsetzung einer 

angemessenen Frist zur Behebung der festgestellten Mängel voranzugehen. 

§ 18 

Zurücknahme von Anerkennungen und Bewilligungen 

Anerkennungen und Bewilligungen nach § 2 Abs. 1 und 5, § 8 Abs. 1, § 11 Abs. 1 und 4 

und § 17 Abs. 1 sind von der Behörde zurückzunehmen, wenn 

 1. das Heilvorkommen versiegt oder aufgebraucht ist oder 

 2. eine Voraussetzung für die Anerkennung oder Bewilligung weggefallen ist oder 

 3. ein ursprünglich bestandener und noch fortdauernder Mangel, der die Verweigerung 

der Anerkennung oder Bewilligung gerechtfertigt hätte, nachträglich hervorkommt oder 

 4. sonstige schwere Mängel, die geeignet sind, die erwartete Heilwirkung zu 

beeinträchtigen, trotz Aufforderung innerhalb einer festgesetzten angemessenen Frist 

nicht behoben werden. 

§ 18a 

Sanitäre Aufsicht 

(1) Die Behörde hat unter Beiziehung der ihr als Gesundheitsbehörde beigegebenen oder 

zur Verfügung stehenden Amtsärztinnen bzw. Amtsärzte in den Kuranstalten ihres örtlichen 

Wirkungsbereichs die Einhaltung der sanitären Vorschriften dieses Landesgesetzes zu 

überwachen. 

(2) Zur Überwachung ist Organen der Behörde während der Betriebszeit auch 

unangemeldet zu allen Räumlichkeiten, Apparaten, sonstigen Anlagen und Einrichtungen der 
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Kuranstalt Zutritt zu gewähren. Auf ihr Verlangen ist diesen Organen in alle Unterlagen 

Einsicht zu gewähren, die den Betrieb der Anstalt betreffen. Die Einsicht nehmenden Organe 

sind auch berechtigt, von den eingesehenen Unterlagen kostenlos Abschriften und Kopien 

herzustellen. 

(3) Die Einschau ist möglichst zugleich mit den nach anderen Rechtsvorschriften 

erforderlichen Überprüfungen durchzuführen. In der Anstalt vorhandene, in Erfüllung von 

Verpflichtungen nach anderen Rechtsvorschriften eingeholte, aktuelle Befunde und Gutachten 

sind dabei so weit als möglich zu berücksichtigen. 

(4) Erlangt die Behörde davon Kenntnis, dass in einer Kuranstalt ihres örtlichen 

Wirkungsbereichs sanitäre Vorschriften im Sinn des Abs. 1 verletzt werden bzw. verletzt 

wurden, so hat sie hiervon unverzüglich die Landesregierung zu benachrichtigen. Ist nach den 

der Behörde bekannt gewordenen Umständen damit zu rechnen, dass eine Gefährdung des 

Lebens oder der Gesundheit von Kurgästen einer Kuranstalt gegeben ist, so hat sie 

unverzüglich eine Einschau in der Kuranstalt gemäß Abs. 2 vorzunehmen und der 

Landesregierung zu berichten. Bei Gefahr in Verzug kann die Behörde die erforderlichen 

Maßnahmen auf Kosten und Gefahr der Eigentümerin bzw. des Eigentümers setzen und hat 

hierüber der Landesregierung zu berichten. 

(5) Werden in einer Kuranstalt sanitäre Vorschriften im Sinn des Abs. 1 verletzt, so hat die 

Landesregierung dem Rechtsträger die eheste Beseitigung der Missstände mit Bescheid 

aufzutragen. Im Wiederholungsfall sowie dann, wenn derartige anders nicht zu behebende 

gesundheitliche Missstände vorliegen, dass die Kuranstalt den Anforderungen der 

Gesundheitspflege nicht mehr entspricht, kann die Landesregierung die teilweise oder 

gänzliche Weiterführung des Betriebs einer Kuranstalt untersagen. 

§ 20 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, sofern nicht eine solche Handlung oder 

Unterlassung auf Grund der Übergangsbestimmungen des § 22 zulässig ist, wer 

 1. einem der im § 7 Abs. 2, § 10 Abs. 1, § 16 Abs. 3 oder § 17 Abs. 7 aufgestellten Verbot 

zuwiderhandelt, 

 2. einem der im § 2 Abs. 4, § 10 Abs. 2, § 15 Abs. 1, 2 und 6 oder § 16 Abs. 1 und 2 

aufgestellten Gebot nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

 3. eine Kuranstalt ohne Bewilligung oder entgegen den vorgeschriebenen Bedingungen, 

Befristungen oder Auflagen oder trotz Sperre betreibt (§ 11 Abs. 1, 4 und 5), 

 4. den Bestimmungen des § 12 über die Verpachtung oder den sonstigen 

Rechtsübergang von Kuranstalten zuwiderhandelt, 

 5. die Verschwiegenheitspflicht verletzt (§ 14), 

 6. das Produkt eines Heilvorkommens entgegen § 17 Abs. 1, 4 oder 6 vertreibt, 

 6a. entgegen den Bestimmungen des § 18a Abs. 2 Organe der Behörde an der Ausübung 

ihrer Befugnisse hindert oder diese erschwert, 

 6b. Bescheiden nach § 18a zuwiderhandelt, 

 7. ein Heilvorkommen nutzt, eine Kuranstalt betreibt oder Produkte eines 

Heilvorkommens versendet, nachdem eine Zurücknahme bzw. Untersagung gemäß 

§ 21 Abs. 2 verfügt wurde. 
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(2) Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 1 sind mit Geldstrafe bis zu 2.200 Euro zu 

bestrafen. 

(3) Produkte, die entgegen den Bestimmungen dieses Landesgesetzes hergestellt oder in 

Verkehr gebracht wurden und Werbematerial, das den Bestimmungen dieses Landesgesetzes 

widerspricht, können für verfallen erklärt werden. 

 


